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(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 7. Februar 2007

über die Beihilferegelung, die Italien gemäß dem Gesetz der Region Sizilien Nr. 21/2003 Artikel 14,
15 und 16 durchführen will, C 31/2005 (ex N 329/2004)

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2007) 285)

(Nur der italienische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/498/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2 Unterab-
satz 1,

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a,

nach Aufforderung der Beteiligten zur Stellungnahme gemäß
den vorstehenden Bestimmungen (1) und nach Prüfung dieser
Stellungnahmen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

I. VERFAHREN

(1) Mit Schreiben vom 28. Juli 2004 notifizierten die italie-
nischen Behörden die Artikel 14, 15 und 16 des Regio-
nalgesetzes Nr. 21 vom 29.12.2003 (nachstehend Regio-
nalgesetz Nr. 21/2003). Mit Schreiben vom 22. Septem-
ber 2004 erbat die Kommission weitere Auskünfte. Mit
Schreiben vom 24. Januar 2005 beantragten die italieni-
schen Behörden eine Verlängerung, die von der Kommis-
sion mit Schreiben vom 25. Januar 2005 gewährt wurde.

(2) Mit Schreiben vom 26. Januar 2005 teilten die italieni-
schen Behörden mit, dass die Beihilferegelung aus den
Artikeln 14 und 15 im Sinne der Verordnung (EG)

Nr. 69/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 über
die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf
kleinere Beihilfen („De-minimis-Beihilfen“) (2), für die eine
Genehmigung durch die Europäische Kommission aus-
steht, angewandt wurde.

(3) Mit Schreiben vom 29. März 2005 bat die Kommission
die italienischen Behörden um weitere Auskünfte. Nach
einer an die italienischen Behörden gerichteten Aufforde-
rung vom 27. April 2005 übermittelten diese die erbete-
nen Auskünfte mit Schreiben vom 18. Mai 2006 und
vom 2. Juni 2006.

(4) Mit Schreiben vom 10. Juni 2005 wurden zusätzliche
Auskünfte angefordert. Die italienischen Behörden ant-
worteten mit Schreiben vom 12. Juli 2005 und vom
14. Juli 2005.

(5) Mit Schreiben vom 6. September 2005 unterrichtete die
Kommission Italien von ihrem Beschluss, wegen der frag-
lichen Maßnahme ein Verfahren nach Artikel 88 Ab-
satz 2 EGV und nach Artikel 62 des EWR-Abkommens
einzuleiten.

(6) Der Beschluss der Kommission zur Einleitung des Ver-
fahrens wurde im Amtsblatt der Europäischen Union ver-
öffentlicht (3). Die Kommission forderte alle Beteiligten
zur Abgabe von Stellungnahmen zu dieser Beihilfemaß-
nahme auf.
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(1) ABl. C 263 vom 22.10.2005, S. 30.
(2) ABl. L 10 vom 13.1.2001, S. 30.
(3) Siehe Fußnote 1.



(7) Die Kommission hat keine Stellungnahmen von Beteilig-
ten erhalten.

(8) Mit Schreiben vom 10. November 2005 ersuchten die
italienischen Behörden die Kommission, das Verfahren
bis zum Urteilsspruch des Gerichtshofs in der Rechtssa-
che C-475/2003 auszusetzen, in der es um die Verein-
barkeit der italienischen Regionalsteuer auf Produktions-
tätigkeiten (IRAP) mit Artikel 33 Absatz 1 der Sechsten
Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwert-
steuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungs-
grundlage (4) geht. Die Kommission gab dem Ersuchen
mit Schreiben vom 18. Oktober 2005 statt. Der Ge-
richtshof erklärte in der Folge die IRAP für vereinbar
mit Artikel 33 Absatz 1 der Richtlinie 77/388/EWG (5).

(9) Mit Schreiben vom 10. Mai 2006 (A/33600) unterrich-
teten die italienischen Behörden die Kommission von
einer Änderung der in den Artikeln 14 und 15 festge-
legten Maßnahmen und davon, dass diese Maßnahmen
durch diese Änderung nach der „De-minimis“-Verord-
nung auch „im Falle einer negativen Entscheidung der
Kommission“ durchgeführt werden.

II. AUSFÜHRLICHE BESCHREIBUNG DER MASSNAHME

a) Rechtsgrundlage der Maßnahme

(10) Artikel 14, Artikel 15 und Artikel 16 des Regionalge-
setzes Nr. 21/2003.

b) Ziel der Maßnahme

(11) Den italienischen Behörden zufolge dient die Maßnahme
der Gründung neuer Unternehmen und der Verringerung
der Kluft zwischen in Sizilien tätigen Unternehmen und
Unternehmen in anderen Regionen Italiens.

(12) Außerdem dient die fragliche Maßnahme der Förderung
der Integration der Wirtschaft der Europäischen Union
und der Volkswirtschaften derjenigen Länder, die die
Schlusserklärung der Europa-Mittelmeer-Ministerkonfe-
renz von Barcelona vom 27. und 28. November 1995
(Konferenz von Barcelona) unterzeichnet haben.

(13) Die Maßnahme besteht aus zwei Beihilferegelungen: Die
Artikel 14 und 15 des Regionalgesetzes Nr. 21/2003
sehen die Gewährung einer Befreiung von der IRAP (re-
gionale Steuer auf Produktionstätigkeiten) für bestimmte
Unternehmen vor und Artikel 16 die Gründung des Fi-
nanzdienstleistungs- und Versicherungszentrums für den
Euro-Mittelmeerraum.

(14) Artikel 14 und Artikel 15 sehen eine fünfjährige Befrei-
ung von der IRAP für bestimmte seit 2004 neu gegrün-
dete Unternehmen und bestimmte bestehende Unterneh-
men vor.

(15) In Artikel 14 ist konkret eine Befreiung von der IRAP für
fünf aufeinander folgende Steuerzeiträume (nach Auf-
nahme der Tätigkeit) vorgesehen:

a) für Unternehmen, die seit 2004 in den Bereichen
Tourismus, Hotelgewerbe, Handwerk, Kulturgüter,
Herstellung landwirtschaftlicher Erzeugnisse und In-
formationstechnologie tätig sind,

b) für sämtliche Industrieunternehmen, die ihre Tätigkeit
seit 2004 aufgenommen haben und einen Umsatz
von höchstens 10 Mio. Euro haben.

(16) In Artikel 15 ist konkret eine Befreiung von der IRAP für
die fünf auf das Haushaltsjahr 2004 folgenden Steuer-
jahre für alle mit Ausnahme der in der chemischen
und petrochemischen Industrie tätigen Unternehmen vor-
gesehen, deren Bemessungsgrundlage den Durchschnitt
desjenigen Durchschnitts übersteigt, den sie im Dreijah-
reszeitraum 2001—2003 erklärt haben.

(17) Nur Unternehmen, die ihren Firmensitz und gleichzeitig
ihren Verwaltungs- und auch operativen Sitz in Sizilien
haben, können in den Genuss der Beihilferegelung kom-
men.

(18) Mit Artikel 16 wird das Finanzdienstleistungs- und Ver-
sicherungszentrum für den Euro-Mittelmeerraum gegrün-
det, in dem Tochtergesellschaften von Kreditinstituten,
Immobilienvermittlungsunternehmen, Treuhandunterneh-
men, Versicherungsunternehmen und -körperschaften so-
wie Finanzunternehmen, die auf internationalen Märkten
Mittel beschaffen, welche ausschließlich außerhalb des
italienischen Staatsgebiets von nicht in Italien ansässigen
Personen zu verwenden sind, tätig sind. In diesem Zent-
rum operieren auch Vermittlungsfirmen und Unterneh-
men zur Unterstützung des internationalen Handels. Be-
aufsichtigt wird das Zentrum von einem Ausschuss, der
vom Präsidenten der Region Sizilien eingesetzt wird und
den Unternehmen die Genehmigung zur Tätigkeit in die-
sem Zentrum erteilt und diese auch widerruft.

(19) Den Unternehmen werden folgende Vorteile gewährt:

a) 50 %ige Senkung der IRAP auf die im Zentrum erziel-
ten Einkünfte,

b) Befreiung von Abgaben auf regionale Konzessionen,

c) Ermäßigung der Eintragungs- und Hypothekensteuer
und der Katastergebühren,
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d) Befreiung von der Körperschaftssteuer auf in Sizilien
erzielte Einkünfte (6) im Zusammenhang mit der Tä-
tigkeit im Zentrum.

(20) Die Steuervorteile aufgrund der Regelung werden aus-
schließlich im Zusammenhang mit Geschäften mit den
Drittländern, die die Erklärung von Barcelona vom
27./28. November 1995 unterzeichnet haben (7), ge-
währt.

(21) Die genaue Lage des Zentrums in Sizilien und die Vo-
raussetzungen für die Ermächtigung, im Rahmen des
Zentrums tätig zu werden, werden in den Durchfüh-
rungsvorschriften festgelegt.

(22) Die Annahme der fraglichen Maßnahmen wird in Aus-
übung der Steuerautonomie der Region Sizilien nach den
Artikeln 36 und 38 des sizilianischen Regionalstatuts
möglich. Das Statut hat den Rang einer Verfassungsvor-
schrift.

c) Ausstattung der Maßnahme

(23) Die italienischen Behörden sind der Auffassung, dass die
Artikel 14 und 15 nach Einführung der genannten Klau-
seln bezifferbare Auswirkungen auf den Haushaltsplan
haben werden, die sich zwischen 2004 und 2009 auf
ca. 170 Mio.. Euro (120 bzw. 48 Mio. Euro) belaufen
werden. Die italienischen Behörden legen keine Schät-
zung der Auswirkungen von Artikel 16 auf den Haus-
haltsplan vor.

d) Laufzeit der Maßnahme

(24) Das Regionalgesetz Nr. 21/2003 ist am 30. Dezember
2003 in Kraft getreten, doch unterliegt die Anwendung
der Artikel 14, 15 und 16 ausdrücklich der Genehmi-
gung durch die Europäische Kommission.

(25) Mit Schreiben vom 26. Januar 2005 haben die italieni-
schen Behörden mitgeteilt, dass die Beihilfen nach den
Artikeln 14 und 15 auf der Grundlage der „De-mini-
mis“-Verordnung in Erwartung der Genehmigung durch
die Europäische Kommission bewilligt worden waren.
Später teilten die italienischen Behörden mit Schreiben

vom 10. Mai 2006 mit, dass die in den Artikeln 14 und
15 vorgesehenen Beihilfen nach der „De-minimis“-Ver-
ordnung auch „im Falle einer negativen Entscheidung
der Kommission“ bewilligt werden.

(26) Die in Artikel 14 vorgesehene Maßnahme findet seit
2005 Anwendung. Die italienischen Behörden haben
sich verpflichtet, sie fünf Steuerjahre lang durchzuführen.

(27) Die in Artikel 15 vorgesehene Maßnahme findet fünf
Steuerjahre lang, d. h. von 2004 bis 2009, Anwendung.

(28) Die in Artikel 16 vorgesehene Maßnahme findet ab dem
Inkrafttreten der Maßnahme bis zu dem Steuerjahr An-
wendung, das auf die tatsächliche Schaffung der Freihan-
delszone aus der Erklärung von Barcelona (2010) folgt.

III. GRÜNDE FÜR DIE EINLEITUNG DES VERFAHRENS

a) Artikel 14 und Artikel 15: Befreiungen von der
IRAP

(29) Mit Schreiben vom 6. September 2005 erklärte die Kom-
mission, die notifizierte Beihilferegelung stelle eine staat-
liche Beihilfe im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Ver-
trag dar, da sie die Gewährung staatlicher Mittel bein-
halte, sei insofern selektiv, als sie für bestimmte Sektoren
und/oder bestimmte Unternehmenskategorien bestimmt
sei und bestimmten Unternehmenskategorien einen fi-
nanziellen Vorteil durch Steuererleichterungen verschaffe;
ferner könne sie den Wettbewerb verfälschen und den
Handel auf Gemeinschaftsebene beeinträchtigen.

(30) Zu den Gründen für die Einleitung des Verfahrens ge-
hörten Zweifel der Kommission an der Vereinbarkeit
der Beihilfen nach den Artikeln 14, 15 und 16 des Re-
gionalgesetzes Nr. 21/2003 mit dem Gemeinsamen
Markt.

(31) Vor allem bezweifelte die Kommission, dass die Maß-
nahme die in den Gemeinschaftlichen Leitlinien für staat-
liche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung (nachfolgend
„Leitlinien“) (8) genannten Bedingungen erfüllt. Der Noti-
fizierung zufolge beinhalte die Maßnahme Betriebsbeihil-
fen für sizilianische Unternehmen, die die in den Rand-
nummern 14 bis 17 genannten Kriterien erfüllen, sowie
für Unternehmen, die im Finanzdienstleistungs- und Ver-
sicherungszentrum für den Euro-Mittelmeerraum tätig
sind.
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(6) Genauer gesagt trüge Sizilien im Sinne des Artikels 8 Absatz 2 des
Gesetzes Nr. 212 vom 27. Juli 2000 zum Thema „Bestimmungen
zur Rechtslage des Steuerzahlers“, Gazetta Ufficiale Nr. 177 vom 31.
Juli 2000, die Einkommenssteuer juristischer Personen, die von Emp-
fängern mit steuerlichem Wohnsitz außerhalb Siziliens geschuldet
wird. Das von den sizilianischen Unternehmen geschuldete Körper-
schaftssteueraufkommen steht der Region Sizilien zu.

(7) Die fraglichen Drittländer sind Ägypten, Algerien, Israel, Jordanien,
Libanon, Malta, Marokko, Syrien, die Türkei, Tunesien, die Palästi-
nensische Behörde und Zypern. (8) ABl. C 74 vom 10.3.1998, S. 9.



(32) Nach Nummer 4.15 der Leitlinien können Betriebsbeihil-
fen gewährt werden, wenn sie aufgrund ihres Beitrags zur
Regionalentwicklung und ihrer Art nach gerechtfertigt
sind und ihre Höhe den auszugleichenden Nachteilen an-
gemessen ist. Dabei bezweifelte die Kommission, dass es
den italienischen Behörden gelungen sei, die Gewährung
der Betriebsbeihilfe zu rechtfertigen und das Vorhanden-
sein möglicher Nachteile nachzuweisen und deren Um-
fang zu beziffern sowie zu belegen, dass die Beihilfe auf-
grund ihres Beitrags zur Regionalentwicklung gerechtfer-
tigt war.

(33) Die Kommission bezweifelte, dass Betriebsbeihilfen nach
Artikel 14 und Artikel 15 des Regionalgesetzes Nr.
21/2003 mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar sind
und zur Gründung neuer Unternehmen sowie zur Ver-
ringerung der Kluft zwischen den in Sizilien tätigen Un-
ternehmen und den Unternehmen in anderen Regionen
Italiens beitragen können. In diesem Zusammenhang
stellte die Kommission fest, dass die Verbindung zwi-
schen der Ermäßigung der IRAP für die Begünstigten
(etwa in Artikel 15) und der Gründung neuer Unterneh-
men in Sizilien nicht klar sei und dass die italienischen
Behörden in dieser Hinsicht keinerlei Erläuterungen abge-
geben hätten. Die Tatsache, dass die Ermäßigung der
IRAP die Anzahl neuer Unternehmen theoretisch erhö-
hen kann, reiche alleine nicht aus, um die Beihilfe als mit
dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu betrachten.

(34) In der Notifizierung erklärten die italienischen Behörden,
dass der Höchstbetrag von 10 Mio. Euro niedrig genug
sei, um zu garantieren, dass Artikel 14 de facto nur auf
KMU angewandt wird. Die Kommission erwiderte, Artikel
14 sei nur scheinbar auf KMU beschränkt, da er die
Anzahl der Beschäftigten nicht berücksichtige und da
vor allem das begünstigte Unternehmen ein „verbunde-
nes“ oder „angeschlossenes“ Unternehmen im Sinne der
Leitlinien für KMU darstelle (9). Auch wenn die italieni-
schen Behörden nachweisen könnten, dass die Maß-
nahme lediglich KMU im Sinne der Leitlinien zugute
kommt, ist die Kommission gleichwohl der Auffassung,
dass die fragliche Maßnahme eine Finanzbeihilfe darstellt.

(35) Die italienischen Behörden argumentierten ferner, das
Überwiegen von Kleinstunternehmen bringe höhere Fi-
nanzierungskosten und einen erhöhten Einsatz von Ar-
beitskräften mit sich; die Arbeitskosten und der Schul-
dendienst stellten einen Großteil der Bemessungsgrund-
lage der IRAP dar, wodurch die sizilianischen Unterneh-
men somit benachteiligt würden. Die Kommission argu-
mentierte, selbst wenn das Problem der sizilianischen
Wirtschaft durch das Vorherrschen von Kleinstunterneh-
men und den daraus resultierenden Folgen verursacht sei,
würde eine allgemeine Ermäßigung der IRAP für Unter-
nehmen jeder Größe dieses Problem nicht lösen, da sie
nicht auf Kleinstunternehmen zugeschnitten sei. Ferner
scheine die Beihilfe nicht dazu angetan, die durch die

Tatsache, dass Sizilien eine Insel ist, bedingten Probleme
zu lösen, da sie in keinerlei Beziehung zu den dadurch
verursachten Zusatzkosten wie Transportkosten stehe.
Für die Kommission sei nicht ersichtlich, dass im Touris-
mus und im Hotelgewerbe sowie im Bereich Kulturgüter
tätige sizilianische Unternehmen aufgrund ihrer Ansied-
lung in Sizilien besondere Nachteile zu gewärtigen hätten
(Artikel 14).

(36) Ferner ist die Kommission der Auffassung, dass die von
den italienischen Behörden vorgelegten Unterlagen kei-
nen ausreichenden Aufschluss darüber geben, wie die
Degressivität gewährleistet werden kann. Das vorgelegte
Beispiel vermittle den Eindruck, als wollten die italieni-
schen Behörden das Ausmaß der Befreiung von der IRAP
einschränken; dies gewährleiste jedoch nicht schon, dass
der Beihilfebetrag degressiv sei.

(37) Außerdem hat die Kommission nicht den Eindruck, dass
vor dem Hintergrund dessen, dass Artikel 15 Beihilfen
für Unternehmen jeder Größe vorsieht, die Nutzung von
Daten betreffend lediglich Unternehmen mit einem Um-
satz von höchstens 10 Mio. Euro und weniger als 10
Beschäftigten, die in den Sektoren Industrie, Informa-
tionstechnologie und Tourismus/Hotelgewerbe tätig
sind, die Angemessenheit der fraglichen Maßnahme ge-
währleisten kann.

(38) Die Kommission argumentierte, die Maßnahme sei offen-
kundig materiell selektiv, da die Steuervorteile des Arti-
kels 14 und des Artikels 15 verschiedene Arten von
Unternehmen als mögliche Empfänger ausschließt (vgl.
Randnummer 56) und insbesondere die Sektoren Touris-
mus und Hotelgewerbe, Kulturgüter, Herstellung land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse und Informationstechnologie
begünstigt. Zweitens scheine die Maßnahme bestehende
und neue Industrieunternehmen mit einem Umsatz von
höchstens 10 Mio. Euro mit Ausnahme der in der che-
mischen und petrochemischen Industrie tätigen Unter-
nehmen zu begünstigen.

(39) In ihren Erklärungen brachten die italienischen Behörden
zum Ausdruck, dass Unternehmen der chemischen und
petrochemischen Industrie die Vorteile des Artikels 15
nicht in Anspruch nehmen können, da sie keine erhöh-
ten Transportkosten aufgrund der Insellage der Region zu
tragen haben und die Zahl der in diesem Sektor tätigen
Unternehmen sehr gering ist. Die Kommission hat jedoch
nicht den Eindruck, dass die Unternehmen aller Sektoren,
die in den Genuss der Maßnahme kommen können, er-
höhte Transportkosten zu tragen haben; ferner hat die
Anzahl der Empfänger keinen Einfluss auf die Charakte-
risierung einer Maßnahme als Beihilfe.

(40) Die Kommission war ferner der Auffassung, dass die
Maßnahme eine Diskriminierung zwischen „siziliani-
schen“ und „nicht sizilianischen“ Unternehmen zur Folge
hat, da sie Unternehmen mit Firmensitz in einem ande-
ren Mitgliedstaat von der Inanspruchnahme der Beihilfe
ausschließt. Der Kommission zufolge gibt es keinen ob-
jektiven Grund, der diese Entscheidung der italienischen
Behörden rechtfertigen kann, weswegen diese Bestim-
mung der Beihilferegelung im Widerspruch zu Artikel
43 des Vertrags stehe. Auch aus diesem Grund befand
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die Kommission, die Maßnahme könne nicht mit dem
Binnenmarkt vereinbar sein (10). Die Kommission merkte
ferner an, die Maßnahme habe selektive Vorteile für sizi-
lianische Unternehmen zur Folge, da allein steuerpflich-
tige Unternehmen, die ihren Firmensitz und gleichzeitig
ihren Verwaltungssitz und ihren operativen Sitz auf sizi-
lianischem Gebiet haben, in den Genuss der Beihilfe
kommen können. Dies scheine nicht bei allen Unterneh-
men der Fall zu sein, die in Produktion oder Handel in
Sizilien tätig sind und aufgrund dieser Tätigkeit der IRAP
unterliegen. Die italienischen Behörden führten in ihrer
Antwort auf dieses Schreiben kein Argument dazu an.

b) Artikel 16

(41) Die Kommission erklärte vor allem, die italienischen Be-
hörden hätten in ihren Vorbringen nicht klargestellt, aus
welchen Gründen sie der Auffassung sind, dass die Bei-
hilfe zur Gründung des Finanzdienstleistungs- und Ver-
sicherungszentrums für den Euro-Mittelmeerraum unter
die Ausnahme des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe a
EG-Vertrag fallen kann.

(42) Die italienischen Behörden argumentieren in ihrem
Schreiben, dass die fragliche Maßnahme eine Betriebsbei-
hilfe darstellt. Die Kommission hat angemerkt, dass der
Wettbewerb im Finanzsektor durch eine Beihilfe sehr
stark verzerrt werden kann und dass die finanziellen Ak-
tivitäten nicht wesentlich zur Beseitigung der Nachteile
derjenigen Regionen beitragen, für die — wie in der Mit-
teilung der Kommission über die Anwendung der Vor-
schriften für staatliche Beihilfen auf Maßnahmen der di-
rekten Unternehmensbesteuerung (11) und in verschiede-
nen in der Folge erlassenen Entscheidungen dargestellt —
die Ausnahme des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe a EG-
Vertrag gelten kann. Die Kommission gab zu bedenken,
dass in der genannten Mitteilung der Kommission ein-
deutig festgelegt ist, dass staatliche Beihilfen zur Förde-
rung der Entwicklung besonderer Regionen „im Verhält-
nis zum angestrebten Ziel angemessen und auf dieses
ausgerichtet“ sein müssen, um von der Kommission als
vereinbar mit dem Gemeinsamen Markt eingestuft zu
werden. Angesichts dieses Kriteriums ist es unwahr-
scheinlich, dass „Offshore“-Aktivitäten und Aktivitäten
ohne oder mit nur begrenzten Auswirkungen auf die
örtliche Wirtschaft als mit dem Gemeinsamen Markt ver-
einbare staatliche Beihilfe zugelassen werden. Die Kom-
mission äußerte daher Zweifel daran, dass hier Verhält-
nismäßigkeit zwischen der Beihilfehöhe und dem Nach-
teil, den die Beihilfen ausgleichen sollen, vorliegt.

(43) Ferner bezweifelte die Kommission, dass die Maßnahme
nach Artikel 16 als Vorhaben von gemeinsamem europä-
ischen Interesse im Sinne von Artikel 87 Absatz 3 Buch-
stabe b EG-Vertrag betrachtet werden kann.

(44) In der Tat rechtfertigten die italienischen Behörden diese
Beihilfe hauptsächlich damit, dass die Maßnahme als Vor-
haben von gemeinsamem europäischen Interesse im
Sinne von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b EG-Vertrag
betrachtet werden kann, da Artikel 16 eine analoge
Rechtsvorschrift zu dem Gesetz Nr. 19 vom 9. Januar
1991 über „Rechtsvorschriften für die Entwicklung wirt-

schaftlicher Aktivitäten und internationaler Zusammenar-
beit der Region Friaul-Julisch-Venezien, der Provinz Bel-
luno und der angrenzenden Gebiete“ darstelle, mit der
das Finanzdienstleistungs- und Versicherungszentrum
von Triest gegründet wurde, das von der Kommission
2003 als nicht mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar
eingestuft wurde, nachdem sie es zuvor mit Entscheidung
von 1995 auf der Grundlage der Ausnahme des Artikels
87 Absatz 3 Buchstabe b EG-Vertrag genehmigt
hatte (12). In diesem Zusammenhang merkte die Kommis-
sion an, dass die Beihilfe zur Gründung des Finanzdienst-
leistungszentrums von Triest in ihrer ersten Entscheidung
für mit dem Binnenmarkt vereinbar erklärt worden war,
und zwar aufgrund der Ausnahme des Artikels 92 Ab-
satz 3 Buchstabe c EG-Vertrag, inzwischen Artikel 87
Absatz 3 Buchstabe c EG-Vertrag, nicht aber aufgrund
der Ausnahme des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe b
EG-Vertrag (13).

(45) Die italienischen Behörden bekräftigten, die Revision der
genannten Entscheidung der Kommission über die Ver-
einbarkeit mit dem Binnenmarkt beruhe auf der Tatsache,
dass Sizilien eine Region sei, die nach Artikel 87 Ab-
satz 3 Buchstabe a EG-Vertrag für staatliche Beihilfen in
Frage komme, sowie auf der Tatsache, dass der europä-
ische Kapitalmarkt nicht mit dem afrikanischen Kapital-
markt verbunden sei und die Förderung dieser Verbin-
dung der Erklärung von Barcelona zufolge weiterhin ein
wichtiges Ziel Europas sein werde.

(46) Die Kommission gab zu bedenken, dass jegliche Analyse
fallweise unter Berücksichtigung der unterschiedlichen
Merkmale scheinbar ähnlicher Regelungen zu betrachten
sei, die jedoch ebenso wie das wirtschaftliche Umfeld sehr
wichtig sein könnten. In diesem Zusammenhang hob die
Kommission beispielsweise hervor, dass die Gesamtbei-
hilfe (über die fünfjährige Dauer der Laufzeit) für die
Gründung des Finanzdienstleistungszentrums in Triest ei-
nen Höchstbetrag hatte und dass das Gesamtvolumen der
Investitionskredite der Unternehmen des Zentrums be-
grenzt war.

(47) Ferner ist die Kommission der Auffassung, dass die 2003
im Fall Triest geäußerten Anmerkungen auch im folgen-
den Fall noch gelten, und zwar aus folgenden Gründen:

a) eines der Hauptargumente zur Rechtfertigung der Re-
vision der Entscheidung im Falle Triest bestand darin,
dass diese Art Maßnahme eine Betriebsbeihilfe dar-
stellt, die die Kommission lediglich in Ausnahmefällen
in Tätigkeitsbereichen genehmigt, die eine außerge-
wöhnliche Behandlung verlangen. Dies gilt nicht für
den Finanzsektor, und die Kommission hat die Mei-
nung zum Ausdruck gebracht, dass Beihilfen für Wirt-
schaftsteilnehmer in Finanzmärkten bei der derzeiti-
gen Sachlage schwere Verzerrungen in diesem Sektor
hervorrufen können,
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(10) Vgl. Rechtssache C-156/98, Deutschland/Kommission, Slg. 2000,
I- 6857, Rdnrn. 76—87.

(11) ABl. C 384 vom 10.12.1998, S. 3. Vgl. Rdnr. 33.

(12) Genauer gesagt wurde das Zentrum durch Artikel 3 des Gesetzes
Nr. 19 vom 19. Januar 1991 gegründet. Die entsprechenden Ent-
scheidungen der Kommission sind die Entscheidung EG 95/452/EG
vom 12.4.1995 (ABl. L 264 vom 7.11.1995, S. 30) und die Ent-
scheidung 2003/230/EG: Entscheidung der Kommission vom 11.
Dezember 2002 über eine bestehende Beihilferegelung Italiens zu-
gunsten des Finanzdienstleistungs- und Versicherungszentrums
Triest (ABl. L 91 vom 8.4.2003, S. 47).

(13) Vgl. Fußnote 12.



b) ein weiteres Argument zur Rechtfertigung der Revi-
sion der Entscheidung im Fall Triest bestand darin,
dass die Kommission bei ihrer Bewertung im Lichte
der Vorschriften über staatliche Beihilfen unter ande-
rem die negativen Auswirkungen auf den Wettbewerb
berücksichtigte, die bei den Arbeiten zur Abfassung
des Verhaltenskodex zur Unternehmensbesteuerung
offenkundig geworden waren (14). Diese Arbeiten hat-
ten zum Ergebnis, dass Steueranreize zu mobilen Ak-
tivitäten auf internationaler Ebene wie etwa in den
Bereichen Finanzen, Versicherung, Dienstleistungen
innerhalb von Konzernen usw. sich negativ auf andere
Mitgliedstaaten auswirken können, weil sie insbeson-
dere Gelegenheit zur Steuerflucht schaffen. Die Rege-
lung betreffend Triest, die anhand der Kriterien des
Kodex für schädlich befunden wurde, hatte ein solches
Potenzial. Die Kommission merkt an, dass die italieni-
schen Behörden in der Stellungnahme, die sie seiner-
zeit zu den Maßnahmen betreffend die Regelung von
Triest übermittelt hatten, die Sitzung der Gruppe „Ver-
haltenskodex“ vom 19. März 2002 erwähnten, in de-
ren Verlauf Italien erklärte, das Zentrum würde inner-
halb eines Zeitraums, der mit dem Arbeitsprogramm
über den Verhaltenskodex vereinbar sei, geschlossen.

(48) Nachdem die Kommission schließlich betont hatte, dass
zwei der Unterzeichnerstaaten der Erklärung von Barce-
lona, Zypern und Malta, zum Zeitpunkt der Notifizierung
dieser Maßnahme bereits Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union waren, hob sie hervor, dass sich die Lage
der Länder, denen die Investitionen der im Zentrum tä-
tigen Gesellschaften zugute kommen, in vieler Hinsicht
von der 1995 in den Ländern Osteuropas herrschenden
Situation unterscheidet. Insbesondere hätten die spezifi-
schen Übergangsprobleme zu keiner Zeit viele der Länder
betroffen, die die Erklärung von Barcelona unterzeichnet
haben, oder diese nur vorübergehend betroffen (die Tür-
kei und Israel beispielsweise sind eindeutig freie Markt-
wirtschaften) bzw. die Übergangszeit sei beendet (etwa in
Algerien).

(49) Daher bezweifelt die Kommission, dass Artikel 16 unter
die Ausnahme des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe b EG-
Vertrag fällt.

(50) Die Kommission erläuterte sodann, sie halte eine vertiefte
Analyse der Frage unter Berücksichtigung der von Dritten
möglicherweise formulierten Stellungnahmen für erfor-
derlich. Erst nach Berücksichtigung der Stellungnahmen
betroffener Dritter könne die Kommission entscheiden,
ob die von den italienischen Behörden vorgeschlagene
Maßnahme sich möglicherweise so auf den Handel aus-
wirke, dass sie dem gemeinsamen Interesse zuwiderlaufe.

IV. STELLUNGNAHME ITALIENS

(51) Der Kommission sind weder von den italienischen Be-
hörden noch von Beteiligten Stellungnahmen zur Klärung

der Zweifel zugegangen, die bei Einleitung des formellen
Untersuchungsverfahrens formuliert worden waren.

V. WÜRDIGUNG DER MASSNAHME

V.1. Legitimität

(52) Bei der Notifizierung der Beihilferegelung mit einer auf-
schiebenden Klausel oder im Falle des Artikels 14 und
des Artikels 15 unter Anwendung der „De-minimis“-Ver-
ordnung in Erwartung einer Genehmigung durch die
Kommission haben die italienischen Behörden die Ver-
fahrensvorschriften nach Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag
erfüllt.

V.2. Beihilfecharakter der Regelung

(53) Die Kommission ist der Auffassung, dass die Maßnahme
eine staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 87 Absatz 1
EG-Vertrag darstellt, und zwar aus folgenden Gründen:

Gewährung staatlicher Mittel

(54) Die Maßnahme beinhaltet eine Gewährung staatlicher
Mittel in Form eines Verlustes an Steuereinnahmen der
Region Sizilien, der ebenso hoch ist wie die Steuerermä-
ßigung für den Empfänger.

Wirtschaftlicher Vorteil

(55) Die Maßnahme verschafft dem Empfänger einen wirt-
schaftlichen Vorteil in Form einer tatsächlichen Senkung
der Steuerlast, die sich in einem finanziellen Vorteil, d. h.
einer geringeren Steuerschuld, niederschlägt, in deren Ge-
nuss die Unternehmen unmittelbar in den Jahren nach
der Ermäßigung kommen.

Vorliegen von Selektivität, da die Maßnahme „be-
stimmte Unternehmen oder bestimmte Produktions-
zweige“ begünstigt

— Artikel 14 und Artikel 15

(56) Die Kommission merkt an, dass die Artikel 14 und 15
zusammen genommen geprüft werden müssen, da sie
verschiedenen Empfängerkategorien ähnliche Vorteile ver-
schaffen. Beide Artikel zusammen genommen schließen
verschiedene Unternehmenskategorien vom Erhalt mögli-
cher Vorteile aus:

a) neue Unternehmen mit einem Umsatz von mehr als
10 Mio. Euro, die in anderen als in den in Artikel 14
Absatz 1 genannten Sektoren tätig sind (Sektor Tou-
rismus und Hotelgewerbe, Kulturgüter, Herstellung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse, Informationstechno-
logie und Handwerk),
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(14) Die Finanzminister der EU setzten die Gruppe „Verhaltenskodex“
(für die Unternehmensbesteuerung) in einer Ratssitzung vom 9.
März 1998 unter dem Vorsitz des Britischen Ministers Paymaster
General Dawn Primarolo ein; die Gruppe hat die Aufgabe der Be-
wertung steuerlicher Maßnahmen, die in den Anwendungsbereich
des genannten Kodex fallen können. In einem Bericht von Novem-
ber 1999 wählte die Gruppe 66 schädliche Finanzmaßnahmen aus,
darunter auch die Gründung des Finanzdienstleistungszentrums von
Triest.



b) neue Unternehmen mit einem Umsatz von höchstens
10 Mio. Euro, die in anderen als in den in Artikel 14
Absatz 2 genannten Sektoren tätig sind (Industriesek-
tor); es handelt sich im Wesentlichen um Unterneh-
men des Landwirtschafts- und Dienstleistungsbereichs,

c) bereits bestehende Unternehmen der chemischen und
petrochemischen Industrie (Artikel 15).

(57) Daher begünstigt die Maßnahme in erster Linie eine
Reihe von Sektoren, insbesondere die Bereiche Tourismus
und Hotelgewerbe, Kulturgüter, Herstellung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse und Informationstechnologie, in
denen sämtliche Unternehmen in den Genuss einer fünf-
jährigen Befreiung von der IRAP kommen können. Zwei-
tens scheint die Maßnahme bestehende und neue Indust-
rieunternehmen mit einem Umsatz von höchstens 10
Mio. Euro, die nicht in der chemischen und petrochemi-
schen Industrie tätig sind, zu begünstigen.

(58) Auch wenn die italienischen Behörden nachgewiesen ha-
ben, dass im Industriesektor keine neuen Unternehmen
mit einem Umsatz von mehr als 10 Mio. Euro tätig sind,
die nicht der chemischen und petrochemischen Industrie
angehören, wäre die zu prüfende Maßnahme auf der
Grundlage der herrschenden Rechtsprechung (15) als se-
lektive Maßnahme zu betrachten, die den vorgenannten
Produktionssektor begünstigt, da die fünfjährige Befrei-
ung von der IRAP nicht für Unternehmen vorgesehen
ist, die in anderen als dem Industriesektor tätig sind.

(59) Letztlich scheint die Maßnahme insofern einen selektiven
Vorteil für sizilianische Unternehmen zur Folge zu haben,
als allein steuerpflichtige Unternehmen, die ihren Firmen-
sitz, ihren Verwaltungssitz und gleichzeitig ihren operati-
ven Sitz auf sizilianischem Gebiet haben, in den Genuss
der Regelung kommen. Dies scheint nicht bei allen Un-
ternehmen der Fall zu sein, die in Produktion oder Han-
del in Sizilien tätig sind und aufgrund dieser Tätigkeit der
IRAP unterliegen.

— Artikel 16 Finanzdienstleistungs- und Versicherungszent-
rum für den Euro-Mittelmeerraum

(60) Die Kommission merkt an, dass Artikel 16 insofern se-
lektive Vorteile verschafft, als nur bestimmte Unterneh-
men in den Genuss seiner Regelung kommen. Die Vor-
teile betreffen nämlich nur Versicherungs- und Finanzun-
ternehmen, die in dem Zentrum tätig werden dürfen.
Daher schließt die Maßnahme solche Firmen aus, die
Mittel auf internationalen Märkten aufnehmen, um sie
in den in der Fußnote 7 genannten Ländern zu investie-
ren, und deren Tätigkeit mit diesen Ländern nicht im
Rahmen des Zentrums abgewickelt wird.

(61) Außerdem ist die Maßnahme deswegen selektiv, weil sie
Finanz- und Versicherungsunternehmen ausschließt, die
in Italien und solchen anderen Ländern investieren, die
nicht in der erschöpfenden Liste in Fußnote 7 enthalten
sind.

(62) Vor dem Hintergrund dieser Betrachtungen kommt die
Kommission zu dem Schluss, dass die vorgeschlagene
Maßnahme selektiv ist.

Handels- und Wettbewerbsverzerrungen zwischen Mit-
gliedstaaten

(63) Nach geltender Rechtsprechung (16) genügt bereits die
Tatsache, dass der Beihilfeempfänger auf für den Wett-
bewerb offenen Märkten in Wettbewerb mit anderen Un-
ternehmen steht, für die Feststellung, dass eine Maß-
nahme den Wettbewerb verfälscht.

(64) Die Kommission merkt an, dass die Maßnahmen nach
den Artikeln 14 und 15 offensichtlich den Wettbewerb
verfälschen und den Handel zwischen Mitgliedstaaten be-
einträchtigen, da die Empfänger durch sie von einer Be-
lastung befreit werden, der sie sonst unterworfen wären.

(65) Im konkreten Fall sind die Empfänger Unternehmen jeder
Größe, die vorwiegend im Industriesektor mit Ausnahme
der chemischen und petrochemischen Industrie tätig sind.
Da diese Unternehmen auf für den Wettbewerb offenen
Märkten mit anderen Unternehmen konkurrieren, verfäl-
schen Befreiungen von der IRAP potenziell den Wettbe-
werb und beeinträchtigen den innergemeinschaftlichen
Handel, was die geltende Rechtsprechung bestätigt.

(66) Ebenso ist die Kommission der Auffassung, dass die Maß-
nahme nach Artikel 16 den Wettbewerb verfälscht und
den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigt.
Konkret stehen Finanz- und Versicherungsgesellschaften,
Immobilienvermittlungsfirmen und Treuhandfirmen im
Wettbewerb mit anderen Unternehmen auf europäischer
Ebene.

(67) Vor diesem Hintergrund kommt die Kommission zu dem
Schluss, dass die geplante Regelung eine staatliche Bei-
hilfe darstellt.
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(15) Vgl. beispielsweise die Rechtssache C-143/99, Adria-Wien Pipeline
GmbH und Wietersdorfer & Peggauer Zementwerke GmbH/Finanz-
landesdirektion für Kärnten, Slg. 2001, I-08365, zur Erstattung nur
für Unternehmen, die materielle Güter herstellen.

(16) Rechtssache T-214/95, Het Vlaamse Gewest/Kommission, Slg.
1998, II-717.



V.3. Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt

(68) Soweit die vorgeschlagene Maßnahme eine staatliche Bei-
hilfe im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 darstellt, muss
ihre Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt vor dem Hinter-
grund der Ausnahmen von Artikel 87 Absätze 2 und 3
EG-Vertrag bewertet werden. Die Ausnahmen des Arti-
kels 87 Absatz 2 EG-Vertrag zu Beihilfen sozialer Art für
einzelne Verbraucher, Beihilfen zur Beseitigung von Schä-
den, die durch Naturkatastrophen oder sonstige außerge-
wöhnliche Ereignisse entstanden sind, und Beihilfen für
die Wirtschaft bestimmter Gebiete der Bundesrepublik
Deutschland finden in diesem speziellen Fall keine An-
wendung. Die Maßnahme kann nicht als wichtiges Pro-
jekt von gemeinsamem europäischem Interesse betrachtet
werden und ist nicht dazu bestimmt, wie in Artikel 87
Absatz 3 Buchstabe b EG-Vertrag vorgesehen, eine be-
trächtliche Störung im Wirtschaftsleben Italiens zu behe-
ben. Die Maßnahme kann außerdem nicht in den Genuss
der Ausnahme des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe c EG-
Vertrag kommen, nach dem Beihilfen zur Förderung der
Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder Wirt-
schaftsgebiete zulässig sind, soweit sie die Handelsbedin-
gungen nicht in einer Weise verändern, die dem gemein-
samen Interesse zuwiderläuft. Schließlich ist die Maß-
nahme auch nicht dazu angetan, die Kultur und die Er-
haltung des kulturellen Erbes nach Artikel 87 Absatz 3
Buchstabe d EG-Vertrag zu fördern.

(69) Nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a EG-Vertrag sind
Beihilfen zulässig, mit denen die Entwicklung der Regio-
nen gefördert wird, in denen die Lebenshaltung außerge-
wöhnlich niedrig ist oder in denen eine erhebliche Unter-
beschäftigung herrscht. Sizilien ist eine Region, die diese
Ausnahme für sich in Anspruch nehmen kann.

(70) In dem Beschluss zur Einleitung eines formalen Unter-
suchungsverfahrens hat die Kommission in den Rand-
nummern 29 bis 50 die Gründe dargelegt, aus denen
sie daran zweifelt, dass die Maßnahme unter die Aus-
nahme von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a EG-Vertrag
fällt. Ferner schließt die Kommission aus, dass für die
Maßnahme des Artikels 16 des Regionalgesetzes
21/2003 die Ausnahme von Artikel 87 Absatz 3 Buch-
stabe b herangezogen werden kann, nach der Beihilfen
zur Förderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem
europäischen Interesse oder zur Behebung einer beträcht-
lichen Störung im Wirtschaftsleben Italiens zulässig sind.

(71) Mangels Stellungnahmen seitens Italiens oder von Betei-
ligten kann die Kommission nur feststellen, dass diese
Zweifel begründet sind.

VI. SCHLUSSFOLGERUNG

(72) Die Kommission kommt zu dem Schluss, dass die von
Italien notifizierte und in den Randnummern 10 bis 28
beschriebene Maßnahme nicht mit dem gemeinsamen
Markt vereinbar ist, dass keine der Ausnahmen des
EWG-Vertrags auf sie zutrifft und sie daher nicht geneh-
migt werden kann. Den italienischen Behörden zufolge
ist die Beihilfe nicht gewährt worden; daher muss sie
nicht wieder eingezogen werden —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Beihilferegelung, die Italien gemäß den Artikeln 14, 15 und
16 des sizilianischen Regionalgesetzes Nr. 21/2003 einführen
will, stellt eine staatliche Beihilfe dar.

Die in Absatz 1 genannte Beihilfemaßnahme ist mit dem Ge-
meinsamen Markt unvereinbar und darf daher nicht durchge-
führt werden.

Artikel 2

Italien teilt der Kommission innerhalb von zwei Monaten nach
Bekanntgabe dieser vorliegenden Entscheidung die Maßnahmen
mit, die ergriffen wurden, um dieser Entscheidung nachzukom-
men.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die Italienische Republik gerichtet.

Brüssel, den 7. Februar 2007

Für die Kommission
Neelie KROES

Mitglied der Kommission
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